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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag der Fraktion von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, die Reihenfolge der ursprünglichen Ta-
gesordnung zu ändern und TOP 8 – Thema „Faires-Wohnen-
Gesetz/Wohnraumstärkungsgesetz“ – als TOP 4 aufzurufen. 

1 Weg mit der „Buhmann-Politik“ – Kommunale Wohnungsbauämter 
ertüchtigen: Die Landesregierung muss konkrete Hilfe geben, statt 
Vorurteile zu pflegen 6 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16203 

Ausschussprotokoll 18/1131 (Anhörung vom 22. Januar 2026) 

– Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und 
AfD sowie bei Enthaltung der FDP-Fraktion lehnt der Ausschuss 
den Antrag ab. 
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Bestand kann mehr Wohnraum für kleine Haushalte schaffen und 
Klimaschutz im Wohnungssektor voranbringen 9 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16907 

Stellungnahme 18/3470 
Stellungnahme 18/3493 
Stellungnahme 18/3497 
Stellungnahme 18/3498 
Stellungnahme 18/3505 
Stellungnahme 18/3525 
Stellungnahme 18/3550 

– Wortbeiträge 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion lehnt der Ausschuss den Antrag ab. 

3 Bekämpfung von Schrottimmobilien durch die Landesregierung NRW 
(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD) 12 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4850 
Vorlage 18/5019 

– Wortbeiträge 

4 Entwurf für ein „Faires-Wohnen-Gesetz Nordrhein-Westfalen“ / Weiter-
entwicklung des Wohnraumstärkungsgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 14 

– Bericht durch Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) 

– Wortbeiträge 

5 Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (Bericht auf Wunsch der Landes-
regierung) 18 

– Bericht durch Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) 
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stützt bei der Suche sowie bei der Antragstellung (Bericht auf Wunsch 
der Landesregierung) 21 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5015 

– Einleitung durch Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) 

– Vortrag durch RR Marc-Ferdinand Fengels (MHKBD) 

– Wortbeiträge 

7 BUNDID: Sachstand, Umsetzung und bestehende Herausforderungen 
(Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 25 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5017 

– Bericht durch Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) 
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8 BIM-basierter Bauantrag: Sachstand zur Projektumsetzung (Bericht auf 
Wunsch der Landesregierung) 27 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5016 

– Einleitung durch Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) 
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– Wortbeiträge 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Der Ausschuss folgt dem Vorschlag der Fraktion von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, die Reihenfolge der ursprünglichen Ta-
gesordnung zu ändern und TOP 8 – Thema „Faires-Wohnen-
Gesetz/Wohnraumstärkungsgesetz“ – als TOP 4 aufzurufen. 
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1 Weg mit der „Buhmann-Politik“ – Kommunale Wohnungsbauämter ertüch-

tigen: Die Landesregierung muss konkrete Hilfe geben, statt Vorurteile zu 
pflegen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16203 

Ausschussprotokoll 18/1131 (Anhörung vom 22. Januar 2026) 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/16203 an den Aus-
schuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung – federführend – 
und den Ausschuss für Heimat und Kommunales) 

Vorsitzende Ellen Stock leitet ein, heute werde die Anhörung ausgewertet sowie ab-
schließend beraten und abgestimmt. Der mitberatende Ausschuss für Heimat und 
Kommunales habe den Antrag abgelehnt.  

Sebastian Watermeier (SPD) führt aus, die Anhörung habe deutlich gezeigt, dass es 
eine Reihe von Maßnahmen gebe, um Baugenehmigungsverfahren zu beschleunigen, 
die Landesregierung viele Stellschrauben habe, an denen sie drehen könne, zum Bei-
spiel die Rückkehr zu einer partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den unteren Bau-
aufsichtsbehörden im Rahmen regelmäßiger Gespräche der Hausleitung mit den un-
teren Bauaufsichtsbehörden, einer auskömmlichen Finanzierung der Städte und Ge-
meinden zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung und der personalen Ausstat-
tung der unteren Bauaufsichtsbehörden und schließlich einer Stärkung der Rechtssi-
cherheit sowie einer stringenten Fassung der Landesbauordnung ohne unbestimmte 
Rechtsbegriffe und eine parallele, konkrete Fassung von Verwaltungsvorschriften als 
Auslegungshilfe.  

Er hoffe natürlich auf die Einsichtsfähigkeit und die Zustimmung zum vorliegenden An-
trag, habe sich aber auch auf den Fall vorbereitet, dass das Wiedererwarten nicht der 
Fall sein werde, und wolle für diesen Fall die Empfehlung mitgeben, bei der anstehen-
den Beratung der Landesbauordnung und der anschließenden Umsetzung die gerade 
gemachten Anregungen mitzuberücksichtigen. Er erinnere sich nämlich, dass auch in 
der Anhörung zur LBO all dies Thema gewesen und als Verbesserungspotenzial iden-
tifiziert worden sei.  

Jochen Ritter (CDU) entgegnet, die Anhörung habe eher ergeben, dass weniger die 
Kommunen mit der Schnelllebigkeit dieser Zeit überfordert seien als offenkundig die 
SPD. Die SPD wolle die Änderungen der Bauordnung gerne in schöner Regelmäßig-
keit und in dosierter Geschwindigkeit. Die Sachverständigen hätten durchaus Ver-
ständnis erkennen lassen für diese Haltung, allerdings auch attestiert, die Zeit sei nicht 
danach und erfordere in unterschiedlicher Hinsicht Änderungen in einem anderen 
Tempo, als die SPD das gerne hätte. Das gelte insbesondere vor dem Hintergrund der 
geopolitischen Lage. Insofern sei es durchaus angezeigt, abermals zu einer Novelle 
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der Bauordnung zu kommen. Der Anhörung habe man entnehmen können, niemand 
habe die Kommunen in eine Buhmann-Rolle gedrängt. Man habe sie zwar durchaus 
gefordert gesehen, aber auch nicht mehr.  

Die SPD wende sich mit Begriffen wie „neoliberal“ gegen eine weitere Privatisierung 
des Baurechtes. Auch da habe er der letzten Anhörung entnommen, dass die Diskus-
sion eher andersherum gegangen sei. Man habe Bedenken, Kompetenzen zurück aus 
dem Privaten in Richtung der staatlich anerkannten Sphäre zu führen. Auch das habe 
also keinen Widerhall gefunden.  

Des Weiteren versuche die SPD mit dem Antrag, die Wohnraumförderung zu desa-
vouieren. Auch das finde regelmäßig in der Sachverständigenszene überhaupt keinen 
Widerhall. Er sehe da teilweise schon resignative Züge bei den Sachverständigen, 
dass man immer wieder verklären müsse, dass das hier in Nordrhein-Westfalen bei-
spielhaft laufe. Insofern müsse man immer wieder erkennen, dass die SPD da einen 
an Realitätsverweigerung grenzenden Stoizismus an den Tag lege, dem seine Frak-
tion und die Sachverständigen nicht folgten.  

Insofern werde man den Antrag ablehnen. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD) legt dar, die Ehrlichkeit in der Verfolgung des im Antrag 
formulierten Begehrens könne seine Fraktion auf keinen Fall in Abrede stellen. Büro-
kratie, Unsicherheiten, womöglich eine zu häufige Änderung der Bauordnung sowie 
mangelnde Digitalisierung könnten zweifellos eine bremsende Wirkung auf die Geneh-
migung von Bauanträgen haben. Das sei angesichts der Wohnungsknappheit fatal, 
weil gebaut werden müsse. Nachdem man in der Anhörung bei den Gutachten ein 
gewisses Wohlwollen festgestellt habe, gebe es keinen Zweifel, dass man wegen der 
Entbürokratisierung und Verfahrensbeschleunigung, die dringend nötig sei, diesem 
Antrag zustimmen werde.  

Arndt Klocke (GRÜNE) betont, der Antrag sei von Jahresanfang und ein bisschen 
von der Aktualität überholt. Derzeit werde schon sehr zur Landtagswahl im nächsten 
Jahr geschaut. Im Baubereich sei man noch mit mehreren großen Projekten mitten im 
Arbeitsvolumen, zum Beispiel mit der Landesbauordnung und dem Faires-Wohnen-
Gesetz. Insofern sei man voller Tatendrang. Dass das natürlich bei kommunalen Be-
hörden, die das umzusetzen hätten, zu einer Handlungsnotwendigkeit führe, sei be-
wusst und auch gespiegelt worden. Trotzdem gebe es diese Notwendigkeit, Dinge jetzt 
auf den Weg zu bringen. Man habe letzte Woche im Wohnungsbeirat bei der 
NRW.BANK gehört, dass sich die Zahlen in eine gute Richtung entwickelten, was die 
Bautätigkeit, die Fertigstellungen und auch die Genehmigungen, die deutlich schneller 
erteilt würden, angingen. Er wolle nicht alles schönreden, es gebe sehr viel zu tun, 
aber die Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen seien im Handeln. Da sei 
vom Buhmann nichts zu merken, sondern – im Gegenteil – es gehe voran. Von daher 
lehne man den Antrag ab.  

Angela Freimuth (FDP) begrüßt die Intention des Antrags. Gleichwohl sei in der Tat 
die Zeit weiter fortgeschritten. Insofern seien viele Sachen wesentlich aktueller in der 
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Beratung. Den Hinweis des Antrags nehme ihre Fraktion gerne auf, werde ihm aber 
trotzdem nicht zustimmen, sondern sich der Stimme enthalten.  

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD 
und AfD sowie bei Enthaltung der FDP-Fraktion lehnt der Aus-
schuss den Antrag ab. 
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2 NRW muss funktionieren: Handeln, statt klagen – Umbauoffensive im Bestand 

kann mehr Wohnraum für kleine Haushalte schaffen und Klimaschutz im 
Wohnungssektor voranbringen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 18/16907 

Stellungnahme 18/3470 
Stellungnahme 18/3493 
Stellungnahme 18/3497 
Stellungnahme 18/3498 
Stellungnahme 18/3505 
Stellungnahme 18/3525 
Stellungnahme 18/3550 

(Überweisung des Antrags Drucksache 18/16907 an den Aus-
schuss für Bauen, Wohnen und Digitalisierung – federführend – 
und den Ausschuss für Heimat und Kommunales) 

Vorsitzende Ellen Stock teilt mit, man habe eine schriftliche Anhörung durchgeführt. 
Heute wolle man die schriftlichen Stellungnahmen auswerten, abschließend beraten 
und abstimmen. Der mitberatende Ausschuss für Heimat und Kommunales habe den 
Antrag abgelehnt.  

Sebastian Watermeier (SPD) sagt, die Ausgangslage des Antrags sei das unterge-
nutzte Wohneigentum im Bereich des selbstgenutzten Wohneigentums. Es gebe un-
terschiedliche Einschätzungen, wie hoch die Bereitschaft von Wohneigentümern sei, 
zusätzlichen Wohnraum zu schaffen. Eine Untersuchung des Verbands für Wohnei-
gentum habe erhebliche Potenziale zur Schaffung von Wohnraum im Bestand für 
kleine und mittlere Wohnungen identifiziert. Dieses bestehe ohne Zweifel zu bezahl-
baren Preisen.  

Seine Fraktion sei der Auffassung gerade auch im Lichte der Rückmeldungen der 
Sachverständigen, dass ein Sonderförderprogramm für Umbau in Verbindung mit 
energetischer Modernisierung eine Initialzündung sein könne, hier zu mehr Wohnraum 
zu gelangen, was sicherlich das gemeinsame Ziel in diesem Ausschuss sei. Deshalb 
bitte er um Zustimmung zum Antrag.  

Es gebe, so Tom Brüntrup (CDU), unterschiedliche Einschätzungen bezüglich des 
Potenzials. Laut einer Studie hätten im Endeffekt nur 25 % ein Interesse daran, mehr 
Wohnraum zu schaffen. Wenn man das Ganze andersherum betrachte, seien es bei 
39 % eher finanzielle Gründe gewesen. So habe es sich am Ende des Tages auch in 
der Anhörung widergespiegelt, wo beispielsweise vom Verband der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft darauf hingewiesen worden sei, dass diese Wohnraumpotenzi-
ale, die im Antrag gesehen würden, größtenteils nur theoretischer Natur seien, da die 
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praktischen Hemmnisse häufig größer ausfielen, als in den Modellrechnungen ange-
nommen.  

Ferner sei darauf hingewiesen worden, dass in den Fällen, wo es um die Sanierung 
von selbstgenutztem Wohnraum gehe, bereits geeignete Förderprogramme seitens 
der KfW und der NRW.BANK zur Verfügung stünden. 

Der wichtigste Aspekt in der Nutzbarmachung von Bestandsgebäuden seien die An-
forderungen. Die Architektenkammer Nordrhein-Westfalen habe in ihrer Stellungnahme 
betont, dass das mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf zur Landesbauordnung ge-
linge, dass das eben durch die Oldtimer-Regelungen in bestehenden Gebäuden und 
den Entfall der anerkannten Regeln der Technik bereits zum Teil gelungen sei.  

Insofern habe sich der Antrag eigentlich erledigt. 

Dr. Hartmut Beucker (AfD) merkt man, schaue man sich die Realität an, so sei doch 
eine ganz klare Planungsunsicherheit festzustellen in Bezug darauf, wie hoch energe-
tische Maßnahmen den Immobilieneigentümer belasteten. Das werde keineswegs 
dadurch gebessert, dass die Gegenfinanzierung des hier geforderten Programmes 
nicht geklärt sei. Seine Fraktion halte es deshalb für effektiver, die Kosten für Woh-
nungen und Lebenshaltung generell zu senken, sodass Eigentümer mehr Geld zur 
Verfügung hätten, Umbau-, Sanierungsmaßnahmen und eventuelle Umzüge in Eigen-
regie und nach eigenem Ermessen selbstbestimmt durchführen zu können. Deswegen 
lehne man den Antrag ab.  

Angela Freimuth (FDP) führt aus, auch hier gelte sicherlich, dass gemeinsam das 
Interesse bestehe, mehr Wohnraum in Nordrhein-Westfalen zu schaffen und auch Er-
leichterungen für den Wohnungsbau auf den Weg zu bringen. Es werde niemanden 
überraschen, dass ihre Fraktion in dem Entwurf der Landesbauordnungsnovelle An-
sätze dafür sehe.  

Die Zweifel seitens der Sachverständigen an den Instrumenten, die die SPD hier vor-
schlage, finde sie sehr bemerkenswert und auch überzeugend. Die kommunalen Spit-
zenverbände hätten zum Beispiel Skepsis und Zweifel, wie diese Idee tatsächlich um-
gesetzt werden solle. Mit Blick auf die Förderung sei zutreffend darauf verwiesen wor-
den, dass es bereits umfangreiche Förderprogramme gebe, die dafür zur Verfügung 
stünden. Sie habe keine Anhaltspunkte gefunden, dass dieses noch weiter aufgestockt 
werden solle. Wenn der Kuchen ohnehin zu knapp sei, dann werde sicherlich ein „im-
mer mehr“ letztlich nicht helfen.  

Ihrer Ansicht nach wäre es eine große Errungenschaft, wenn man Vermietwillige nicht 
an jeder Stelle mit immer neuen Hürden, Auflagen und Regulatorik zur Gestaltung von 
Mietverträgen überziehen würde. Sie könnte sich vorstellen, dass sich dadurch bei 
Vermietern der Mut und der Wunsch weit mehr realisierbar ausgestalten lasse, zum 
Beispiel bestehende Einliegerwohnungen tatsächlich zu vermieten. Stattdessen habe 
man mit immer mehr Instrumenten der Mietenregulatorik hier eher ganz andere Ak-
zente gesetzt. Sie würde sich sehr freuen, wenn an der Stelle auch die antragstellende 
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Fraktion noch einmal in sich gehen würde. Ihre Fraktion werde jedenfalls diesen Antrag 
ablehnen.  

Arndt Klocke (GRÜNE) betont, aus grüner Sicht gehe der Antrag in eine vernünftige 
Richtung, weil natürlich ein großes Interesse bestehe, Umbau, Ausbau, Aufstockung 
etc. zu stärken und das, was im Bestand weiter verwertbar sei, gut zu erhalten. Das 
sei auch ein zentraler Punkt bei der Novelle der Landesbauordnung. Vieles sei bereits 
über die Wohnraumförderung des Landes längst förderfähig. Sollte es da einzelne 
Punkte geben, wo man bei der Wohnraumförderung noch nachbessern könne, dann 
sollte das in der nächsten Runde bei der NRW.BANK benannt werden, um mit denen 
darüber zu sprechen. Der VdW habe in der Anhörung sehr klar zurückgemeldet, dass 
es bereits bei allen angesprochenen Punkten die Möglichkeit über die Wohnraumför-
derung zum Ausbau und Umbau von selbstgenutztem Wohneigentum gebe. Die SPD 
laufe also mit dem Antrag offene Türen ein. Das, was man jetzt mit der LBO-Novelle 
oder auch in Teilen mit dem Faires-Wohnen-Gesetz mache, gehe genau in die Rich-
tung.  

Das Ziel sei vernünftig, aber es werde längst bearbeitet. Wenn es noch Detailfragen 
gebe, sollte man diese benennen. Seine Fraktion werde den Antrag ablehnen. 

Mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, FDP und AfD sowie gegen die Stimmen der SPD-
Fraktion lehnt der Ausschuss den Antrag ab.  
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3 Bekämpfung von Schrottimmobilien durch die Landesregierung NRW 

(Bericht beantragt von der Fraktion der SPD) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4850 
Vorlage 18/5019  

Vorsitzende Ellen Stock leitet ein, die Fraktion der SPD habe mit Schreiben vom 5. 
März 2026 einen erneuten mündlichen und schriftlichen Bericht der Landesregierung 
zu diesem Thema beantragt.  

Sebastian Watermeier (SPD) bedankt sich für die Vorlage. Diese finde er in ihrer 
Umfänglichkeit und Aussagekraft gut. Auch die vorangegangene Vorlage sei schon 
sehr detailliert gewesen, und diese sei jetzt sinnvoll ergänzt worden.  

Man habe angekündigt, eine Übersicht zu erstellen, was die Beseitigung und den Ab-
riss von Schrottimmobilien angehe. Das könne man positiv würdigen, er bitte aber da-
rum, auf dem Laufenden gehalten zu werden.  

Die Landesregierung habe in der März-Vorlage gebeten, weitere Entwicklungen be-
züglich des Standortes Duisburg abzuwarten. Das sei da jetzt so stehen geblieben, 
jedenfalls bis in den April hinein. Er frage, ob man davon ausgehen könne, dass in den 
nächsten Wochen eine neue Entwicklung erreicht werde oder ob das noch etwas län-
ger dauere.  

Man habe in Bezug auf Razzien sehr detailliert die Ergebnisse der in den Jahren 2025 
und 2026 in landesseitiger Koordinierung erfolgten Begehungen von Problemimmobi-
lien dargestellt und ansonsten auf gemeinsame koordinierte Aktionen mit den nieder-
ländischen Behörden – seines Wissens gebe es diese seit 2022 – verwiesen. Wenn 
diese gemeinsamen Kontrollen, die eigentlich seit Jahren auf kommunaler Ebene be-
hördenübergreifend an vielen Orten stattfänden – in seiner Heimatstadt Gelsenkirchen 
beispielsweise regelmäßig seit 2016, seit 2022 in zweiwöchentlichem Rhythmus – so 
wichtig seien, um Erkenntnisse für die Umsetzung und Nachbesserungsbedarfe des 
Wohnraumstärkungsgesetzes zu erlangen, die man jetzt in die Erwägungen für das 
Faires-Wohnen-Gesetz habe einfließen lassen, interessiere ihn, warum diese gemein-
sam koordinierten Kontrollen erst im Jahr 2025 aufgenommen worden seien, was ei-
nen erheblichen zeitlichen Nachlauf zum Inkrafttreten des Wohnraumstärkungsgeset-
zes habe. Aufbauend auf den kommunalen Initiativen hätte man diese gemeinsam ini-
tiierten Kontrollen schon früher anschieben können.  

Angela Freimuth (FDP) bedankt sich für den ergänzenden Bericht. Sie ahne, das 
Thema werde den Ausschuss in nächster Zeit immer wieder beschäftigen, auch weil 
die Landesregierung selber am Schluss des Berichts darauf hinweise, dass derzeit 
eine Übersicht der landesseitig finanzierten und unterstützten Beseitigung von Proble-
mimmobilien gesondert erstellt werde. Hier wolle sie wissen, wann diese Übersicht 
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vorliege, und bitte darum, sich auch auf der Grundlage dieser Zusammenstellung noch 
einmal im Ausschuss auf Initiative der Landesregierung damit zu beschäftigen.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) antwortet, die Daten würden derzeit zusam-
mengestellt. Es seien mindestens zwei Abteilungen betroffen, Städtebauförderung und 
Wohnungswirtschaft. Darüber hinaus habe es auch noch Bewilligungen aus den Eu-
ropäischen Kohäsionsfonds gegeben, die auch noch mit zu betrachten seien. Insofern 
gehe sie davon aus, dass das zur nächsten Ausschusssitzung vorliege.  

Im Hinblick auf Duisburg werde verkannt, wie viele Finanzmittel in die Stadt investiert 
würden. Das sei kein Vorwurf an die Stadt. Man habe deutlich gemacht, dass auch 
Sondermittel zusätzlich in die Stadt hineingeflossen seien, und die müssten auch um-
gesetzt werden. Auch das sei kein Vorwurf an die Stadt. Aber die Herausforderungen 
seien groß, und alles brauche seine Zeit. Das betreffe auch die Frage Ankauf, Abriss 
von Problemimmobilien, Entwicklung von Quartieren und Vergleichbares, ob das jetzt 
in Marxloh, in Hochfeld oder an anderen Stellen der Fall sei.  

Man sei unverändert im Hinblick auf Duisburg bei Work in Progress. Eine Lösung liege 
noch nicht vor, aber man arbeite daran. Sie gehe davon aus, dass bis Sommer eine 
gesicherte Erkenntnis zu haben, ob und inwieweit man was tun könne. Das werde 
derzeit geprüft.  

Den bereits vorliegenden Berichten, ob auf Anforderung oder nicht auf Anforderung. 
könne entnommen werden, dass es die landesweiten Kontrollaktionen durchaus schon 
länger gebe. Man habe sie zu Beginn auf den deutsch-niederländischen Grenzraum 
fokussiert, weil man es dort überwiegend mit kleinen und mittleren Kommunen zu tun 
habe, wo mitunter die Zuständigkeit der unteren Bauaufsichtsbehörde geteilt sei zwi-
schen kreisangehörigem Raum und Kreis und dort im Besonderen auch ein Zusam-
menwirken mit europäischen Institutionen von Nöten gewesen sei. Aufbauend darauf 
und auf den Handlungsempfehlungen, die ihr Haus zusammen mit anderen entwickelt 
habe, um Kommunen zu befähigen, diese Kontrollen selbst zu organisieren, auch zu 
koordinieren zwischen verschiedenen Behörden, habe man diese landeszentralen Ak-
tionen in das Land gezogen. Dies finde eigentlich permanent statt. Man müsste jetzt 
jeden alten Bericht durchgucken, wann man wie angefangen habe. Wenn man das 
wünsche, mache man das auch.  
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4 Entwurf für ein „Faires-Wohnen-Gesetz Nordrhein-Westfalen“ / Weiterent-

wicklung des Wohnraumstärkungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (Bericht 
auf Wunsch der Landesregierung) 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) trägt vor: 

Ich habe Ihnen zu einem Zeitpunkt in der Vergangenheit gesagt, wenn wir mit der 
Weiterentwicklung des Wohnraumstärkungsgesetzes so weit sind, dann kommen 
wir hier in den Ausschuss, weil wir Ihnen anbieten wollen, wenn Sie Punkte haben, 
dass wir die gerne frühzeitig mitnehmen, um zu prüfen, ob wir sie in ein Gesetzge-
bungsvorhaben integrieren.  

Der Entwurf für einen Gesetzentwurf befindet sich in der Verbändeanhörung. Sie finden 
den Entwurf für das Faires-Wohnen-Gesetz im Zuge der Parlamentsinformations-
vereinbarung auf den einschlägigen Seiten des Landtages Nordrhein-Westfalen.  

Wir haben jetzt im Jahr 2026 die Situation, dass das Wohnraumstärkungsgesetz, 
was damals das Wohnungsaufsichtsgesetz abgelöst hat, fünf Jahre alt ist. Erfah-
rungen liegen vor. Wir haben in das Wohnraumstärkungsgesetz damals viele neue 
Instrumente eingefügt, aus den damals vorliegenden Erkenntnissen aus dem Stra-
tegieaustausch Zuwanderung Südosteuropa, um die Städte und Gemeinden in die 
Lage zu versetzen, gegen Problemimmobilien oder problembehaftete Vermietun-
gen und Vergleichbares vorzugehen.  

Deshalb haben wir die Erkenntnislagen, die seit dem Inkrafttreten des Wohnraum-
stärkungsgesetzes vorliegen, genommen, verdichtet und dem Grunde nach über-
legt, ob wir mit einem einfachen Änderungsgesetz hinkommen oder nicht. Sie mer-
ken, wir haben für uns entschieden, nein, weil dann auch noch europäische Rechts-
positionen in Sachen Kurzzeitvermietung aufzunehmen waren. Auch der Koalitions-
vertrag von CDU und Grünen verhält sich zu Änderungsnotwendigkeiten am Wohn-
raumstärkungsgesetz, was als Beispiel die Dauer von Kurzzeitvermietungen an-
geht. Deswegen sehen wir eine Neusortierung vor, eine klarere Strukturierung, auch 
die Neuaufnahme weiterer Instrumente, beispielsweise die Möglichkeit, eine Treu-
handverwaltung vorzunehmen. Wenn Sie alleine an den jüngsten Winter denken – 
das habe ich auch öffentlich formuliert –, käme das zum Beispiel für das Europacen-
ter in Oberhausen in Betracht, wo über Wochen Menschen ohne Heizung gesessen 
haben und die Wohnungsaufsicht der Stadt Oberhausen aus unserer Wahrneh-
mung sehr engagiert versucht hat, die Situation zu lösen. Aber das käme auch für 
andere Immobilien, Großimmobilien in Betracht.  

Wir haben das Thema „Unterkunftssituation“ noch mal neu fokussiert. Da sind wir 
sehr gespannt auf die Rückmeldungen aus der Verbändeanhörung, was die Über-
legung anbetrifft, über eine Siegelverleihung zu arbeiten. Das heißt, das Instrument, 
das wir damals neu eingeführt hatten, nämlich, dass Unterkünfte angemeldet werden 
müssen bei den Gemeinden, Betriebskonzepte zu hinterlegen, ständige Ansprech-
partner zu hinterlegen, weil das damals ein Dauerthema war, hat in dem Maße nicht 
Raum gegriffen. Wir haben auch die Wahrnehmung, dass die Kommunen selber 
nicht so hinterher waren, diese Informationen zu bekommen. Deshalb hier jetzt noch 
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mal ein anderer Angang. Deswegen sind wir da sehr gespannt, insbesondere bei 
dem Punkt, was die Rückmeldungen anbetrifft.  

Wir haben ein Thema, das wir inzwischen beim Bundesrat adressiert haben, weil 
wir das landesgesetzlich nicht lösen können. Das ist ein Dilemma, das wir zugege-
benermaßen in einer strukturellen Lücke zwischen Ordnungsrecht, Mietrecht und 
Sozialrecht haben, nämlich dann, wenn Menschen, die Sozialleistungen zu Unter-
kunftszwecken im weitesten Sinne bekommen, diese Sozialleistungen an die Ver-
mieterinnen und Vermieter weitergeben, diese Vermieterinnen und Vermieter aber 
die Sozialleistungen nicht zweckentsprechend verwenden, beispielsweise Heizung 
nicht zahlen, Wasser nicht zahlen, und am Ende des Tages die Menschen in den 
Immobilien ohne Versorgung dasitzen. Dann gibt es einfach die Situation, dass wir 
hier in der Regel über eine sozial schwächere Klientel sprechen, die für sich ihre 
Rechte nicht in dem Maße geltend machen kann, wie das vielleicht bei sozial stär-
keren Personen der Fall ist. Deswegen ist es unser Auftrag, Sprachrohr zu sein und 
dafür Sorge zu tragen, dass sich Situationen nach vorne verbessern. Deswegen 
haben wir gesagt, wir wollen diese strukturelle Lücke schließen zwischen Mietrecht, 
Ordnungsrecht und Sozialrecht, was bedeutet, dass die Sozialleistungsbehörden 
das Recht bekommen, Leistungen für Unterkunftszwecke im weitesten Sinne ein-
zubehalten, wenn sie Kenntnis davon erlangen, dass eine Vermieterin, ein Vermie-
ter sich an behördliche Auflagen zur Herstellung ordnungsgemäßer Zustände nicht 
hält. Dieses Einbehalten soll dann dazu führen, dass das Mietvertragsverhältnis 
trotzdem als erfüllt gilt – das ist die Sicherheit, die die Mieterinnen und Mieter benö-
tigen –, wodurch der wirtschaftliche Druck auf Vermieterinnen und Vermieter aus-
geübt wird, sich, wenn Sie so wollen, regelkonform im Vermietrecht zu verhalten. 
Dieser Antrag ist im Bundesrat eingelegt. Er wurde erstmals gelesen am 27. März. 
Ich hätte ihn gern selbst vorgestellt, ging aber aus Gründen nicht. Insofern gucken 
wir jetzt, wie mit diesem Vorschlag aus dem Land Nordrhein-Westfalen, den wir hier 
entwickelt haben, auf der Bundesebene umgegangen wird.  

Sie kennen meine Kritik an den Ergebnissen der Sozialstaatsreform. Diese Punkte, 
die schon zentral sind im Land Nordrhein-Westfalen, sind, wie wir inzwischen wis-
sen, auch in anderen Bundesländern, zum Beispiel in Mannheim, leider nicht ge-
genständlich im Ergebnisbericht. Nichtsdestotrotz ist es unsere Aufgabe und Ver-
antwortung, zu versuchen, hier mit der Bundesregierung zu Weiterentwicklungen zu 
kommen.  

Die Verbändeanhörung ist also eingeleitet. Hier die offene Einladung an die Frakti-
onen, wenn Sie Punkte haben, wo Sie sagen: „Mensch, das könnte man überlegen. 
Können Sie das prüfen?“, wir sind da wirklich ergebnisoffen, was Entwicklungen des 
Entwurfs zum Gesetzentwurf angeht.  

Sebastian Watermeier (SPD) bedankt sich für den Bericht zum geplanten Faires-Wohnen-
Gesetz und begrüßt ausdrücklich die Weiterentwicklung des Wohnraumstärkungsge-
setzes, hält sie für sehr praxisbezogen und sieht viele Forderungen, die betroffenen 
Kommunen erhoben hätten, bereits erfüllt oder zumindest adressiert. Verschärfungen 
in dieser Hinsicht seien seit Langem Positionen und Bewertungen der SPD.  
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Die Auseinandersetzungen um das Wohnungsaufsichtsgesetz der damaligen rot-grü-
nen Landesregierung seien von einer gewissen politischen Politisierung geprägt ge-
wesen. Regulatorische Maßnahmen seien damals vonseiten des ansonsten sehr ge-
schätzten Kollegen Klaus Voussem als investitionsfeindliche Überregulierung bezeich-
net worden. Er freue sich, dass die CDU sich von dieser Einschätzung verabschiedet 
habe und jetzt deutlich andere Bewertungen bezüglich dessen, welche Grenzen man 
Vermietern in ausbeuterischen Mietverhältnissen setzen müsse, vornehme.  

Zum Thema „Kurzzeitvermietungen“ weise er darauf hin, dass die SPD bereits in der 
Debatte 2021 die Position vertreten habe, dass 56 Nächte die Begrenzung im Kalen-
derjahr darstellen sollten. Die Landesregierung habe sich dieser Position jetzt ange-
schlossen. Auch das begrüße er.  

Ferner lobe er die Landesregierung für die Bundesratsinitiative. Er teile und unterstütze 
das ausdrücklich und äußere persönlich die Meinung, dass für den neuen Zuzug in 
Problemimmobilien aus seiner Sicht zunächst überhaupt keine Kosten der Unterkunft 
gezahlt werden sollten, weil er nicht der Ansicht sei, dass Kommunen und das Sozial-
system über Kosten der Unterkunft für menschenunwürdige Wohnverhältnisse den ei-
genen Niedergang der Kommunen finanzieren sollten.  

In diesem Sinne aber eine grundsätzliche Unterstützung für die Initiative. Dieser tue 
es grundsätzlich gut, wenn Politikerinnen und Politiker aus allen betroffenen Bundes-
ländern und Kommunen sich dahinter stellten.  

Arndt Klocke (GRÜNE) schließt sich den Ausführungen von Herrn Watermeier an, 
nicht nur Vertreter einer Koalitionsfraktion, sondern auch aus einer politisch-strate-
gisch denkenden Perspektive, weil es halt ein reales gesellschaftliches Problem sei. 
Im Austausch mit Kommunen werde ihm zurückgemeldet, dass der Wunsch bestehe, 
eine klare Regulatorik zu haben, einen stärkeren Durchgriff zu bekommen. Das biete 
jetzt dieses Gesetz. Es sei sehr passgenau und gehe eben nicht – man sei jetzt ein 
Jahr vor der Landtagswahl – in den Bereich von Populismus. Das werde von verschie-
denen Seiten kommen, dass man versuche, diese Probleme hochzuschaukeln, ohne 
konkrete Antworten zu geben. Das sei jetzt zu einem richtigen Zeitpunkt, auch mit der 
Möglichkeit, das in dieser Wahlperiode umzusetzen, eine klare Initiative, um gesetzli-
che Notwendigkeiten zu vollziehen. Das begrüße seine Fraktion sehr.  

Fabian Schrumpf (CDU) sagt, er nehme das verklausulierte Lob von Herrn Water-
meier des Gesetzesentwurf dankbar zur Kenntnis. Zur Ehrenrettung des Kollegen 
Voussem weise er darauf hin, dass sich seine Ausführungen auf das alte Wohnungs-
aufsichtsgesetz bezogen hätten, das bekanntermaßen damals nicht primär mit der 
Zielrichtung Bekämpfung von Schrottimmobilien auf den Weg gebracht worden sei, 
sondern eine etwas andere Zielstellung gehabt habe, das dann in der letzten Legisla-
turperiode zum Wohnungsstärkungsgesetz weiterentwickelt worden sei und jetzt hier 
durch das neue Gesetz in der dritten Ausbaustufe sozusagen auf den Weg komme. 

Sebastian Watermeier (SPD) entgegnet, zu behaupten, das Wohnungsaufsichtsge-
setz habe nicht primär mit dem Thema „Problemimmobilien“ zu tun gehabt, sei ein 
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Take, den außerhalb der CDU-Fraktion niemand glaube. Das Wohnungsaufsichtsge-
setz habe die Grundlage geschaffen, auf der zahlreiche Kommunen diese gemeinsa-
men behördenübergreifenden Begehungen von Problemimmobilien überhaupt durch-
führten. Das, was in diesem Bericht als Erfolg richtigerweise angeführt werde, habe 
doch seine Wurzel im Wohnungsaufsichtsgesetz. Er wisse nicht, was man mit „Ihr woll-
tet damals etwas ganz anderes, nämlich Vermieter gängeln, und wir sind die Guten, 
die das nicht tun“ bezwecken wolle. Es sei eine evolutionäre Weiterentwicklung, die 
ihm in manchen Teilen nicht schnell genug gegangen sei. Er halte sie aber so, wie sie 
jetzt gemacht werde, im Grundsatz für richtig. Das als verklausuliertes Lob zu bezeich-
nen, sei sehr kleines Karo.  
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5 Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (Bericht auf Wunsch der Landesre-

gierung) 

Vorsitzende Ellen Stock teilt mit, die Landesregierung habe einen mündlichen und 
einen schriftlichen Bericht zu diesem Thema angemeldet. Der schriftliche Bericht liege 
aufgrund technischer Probleme nicht vor. Dieser Punkt sei bereits zur letzten Aus-
schusssitzung angemeldet und dort vertagt worden.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) trägt vor: 

Wir haben am Montag eine Störung im E-Mail-Betrieb gehabt. Das ist der Grund, 
warum Ihnen der Bericht nicht vorliegt. Sie bekommen den aber im Nachgang zu-
gesandt.  

Wir wollten Sie nur ein bisschen mitnehmen, was wir seit 2022 bei der Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes in Nordrhein-Westfalen auf den Weg gebracht haben.  

Wir kommen offen gesagt von Platz 16 der Bundesländer und stehen inzwischen 
auf Platz 2 bundesweit. Sie können die Entwicklung auf dem OZG-Dashboard des 
Bundes entsprechend nachvollziehen. Wie haben wir das hinbekommen? Wir ha-
ben verschiedene Maßnahmen angesetzt, die eben seit 2022 wirken, die wir natür-
lich im Wesentlichen in der Zusammenarbeit mit den Städten und Gemeinden und 
den Kreisen und den jeweiligen Zuständigen in die Tat haben umsetzen können.  

Wir haben zum einen eine Multikanalstrategie gefunden. Die Lösung muss halt zur 
Aufgabe passen. Das heißt, wir setzen nicht stur auf das EfA-Prinzip „Einer für Alle“, 
weil wir ganz häufig merken, dass das, was im EfA-Prinzip entwickelt worden ist, 
gar nicht passig ist und wir mehr Probleme haben, so eine Lösung im Land Nord-
rhein-Westfalen zu implementieren, als gegebenenfalls auf eine marktbefindliche 
Lösung zurückzusetzen. Deshalb Multikanalstrategie, nicht stur das eine, nicht stur 
das andere, sondern jeweils gucken, was passig ist.  

Wir haben noch einen anderen Gesetzentwurf in der Verbändeanhörung, nämlich 
zur Umsetzung der sogenannten API-First-Strategie. Die große Herausforderung, 
die wir haben, dass viele Verwaltungsleistungen nicht flächig oder nicht in der 
Schnelligkeit in der gesamten Republik ausgerollt werden können, liegt häufig, und 
das ist kein Vorwurf, an Fachverfahrensherstellern. Sie wissen, dass wir in Nord-
rhein-Westfalen wie bundesweit in den Kommunen für fast jede Aufgabe ein eige-
nes Fachverfahren haben. Diese Fachverfahren sind aber für eine andere Zeit ge-
baut. Die sind eigentlich dafür gebaut, Arbeit zu bewältigen. Die sind nicht dafür 
gebaut, Anträge anzunehmen. Deswegen beschäftigen wir uns alle ziemlich lange 
damit: Wie kriegen wir das denn jetzt hin, dass, wenn wir einen Antrag programmiert 
haben, die Inhalte dieses Antrages in ein Fachverfahren kommen? Da hängen wir 
vom Fachverfahrenshersteller ab. Das ist bundesweit so. Sie kennen das vielleicht 
von Amazon oder von anderen Anbietern. Die geben eine Schnittstelle vor. Wer mit 
Amazon Geschäfte machen will, muss diese Schnittstelle nutzen. Wir als Staat ha-
ben aber ein Monopol. Ich kann nicht einfach eine Schnittstelle vorgeben, sondern 
brauche dafür ein Gesetz, deswegen ein API-First-Gesetz. Wir sind übrigens die 
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Ersten in der Bundesrepublik, die nicht nur über API First reden, sondern es auch 
in die Tat umsetzen wollen. Das heißt, hier werden demnächst – das ist das Ziel – 
Schnittstellen vorgegeben, und die Hersteller haben sich an die Schnittstelle anzu-
binden, damit Daten ankommen können. Wir kehren das Prinzip um.  

Die Bundesregierung mit dem BMDS setzt auf eine Generalunternehmerstruktur. 
Wenn Sie sich mit Digitalisierung auseinandersetzen, werden Sie das wahrgenom-
men haben. Aus unserer Sicht kann man das tun. Wir machen das hier mit d-NRW 
AöR, das funktioniert. Wir haben Interesse bekundet. Aber es löst nicht das Prob-
lem, was die Fachverfahrenshersteller angeht. Deswegen API-First-Strategie in der 
Kombination mit Onlinezugangsgesetz.  

Was haben wir noch getan? Wir haben Umsetzungsstrategien entwickelt und dafür 
schlicht Zahlen, Daten, Fakten erhoben. Wir haben Daten über die Verwaltungsleis-
tung, Zuständigkeiten, Onlinedienste nach der föderalen Informationsmanagement-
methode über ein eigenes Redaktionssystem eingesammelt und haben das schon 
umgestellt. Weil damals alte Datenstandards im Einsatz waren, haben wir gesagt, 
wir brauchen was Neues, was besser ist, und haben uns 2023 einer Entwicklerge-
meinschaft angeschlossen, der Linie6Plus. Das hat ungefähr zwölf Monate gedau-
ert, bis es gelaufen hat. Aber wir sind jetzt in der Lage, dass wir Systeme ohne 
Datenverluste austauschen können. Das macht uns schnell und schafft einen relativ 
guten Überblick, übrigens für jede Kommune abrufbar über d-NRW AöR. Man kann 
dort auch Vergleiche ziehen, welche Kommune was im Angebot hat. Das hat uns 
ziemlich weit nach vorne gebracht.  

Dann arbeiten wir noch am OZG-Monitoringtool. Das dauert inzwischen leider et-
was. Wir haben uns zwei angeguckt, eines aus Bayern, eines aus Hessen. Die kom-
munalen Praxen haben sich für Hessen entschieden. Seitdem verhandeln wir mit 
der ekom über den Einsatz des Monitoringtools für das Land Nordrhein-Westfalen. 
Die Gespräche sind etwas langwierig, wir hoffen aber, dass wir dennoch einen Ab-
schluss hinbekommen, weil dieses Monitoringtool, das die ekom in Hessen aufge-
baut hat, eigentlich richtig gut ist und man mit diesem Tool sogar auch eine Lücke 
schließen könnte an Informationen, die wir heute nicht haben. Wir wissen heute 
dem Grunde nach nicht, zu welcher Verwaltungsleistung wie viele Anträge eigent-
lich analog und wie viele digital kommen, um mal zu gucken, ob sich da was tut. 
Diese Möglichkeit bietet dieses Onlinetool aus Hessen.  

Wir haben vor diesem Hintergrund vor, lange vorbereitet, in diesem Jahr einen 
Nordrhein-Westfalen-Summit durchzuführen mit dem Schwerpunkt Onlinezugangs-
gesetz. Das wird am 25. Juni in der Kokerei Hansa stattfinden, wo wir uns den gan-
zen Tag mit Kommunen über Best Practice, über Do's und Don'ts, über Aufgaben-
stellungen austauschen wollen speziell zum Thema „Onlinezugangsgesetz“. Dieses 
Format des Nordrhein-Westfalens-Summits soll in der Zukunft dann auch regelmä-
ßig mit anderen Schwerpunkten stattfinden, weil wir dem Grunde nach in Nordrhein-
Westfalen kein regelhaftes Netzwerk zwischen Land und Kommunen haben. Das 
ist aber essentiell, weil wir schon merken, dass es unterschiedliche Geschwindig-
keiten gibt. Deswegen ist es wichtig, dass einmal die gesamte Community zusam-
menkommt, um im Positiven innezuhalten und eben zu sagen: Wo stehen wir? Wo 
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wollen wir hin? Was funktioniert? Was müssen wir anders machen, was müssen wir 
besser machen? 

Das als mündlicher Bericht zur Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes. Der schrift-
liche Bericht ist noch ein bisschen technischer. Dieser geht im Nachgang zu.  
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6 Nordrhein-Westfalen fördert: Zentrales Online-Portal informiert, unterstützt 

bei der Suche sowie bei der Antragstellung (Bericht auf Wunsch der Landes-
regierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5015 

Vorsitzende Ellen Stock leitet ein, die Landesregierung habe einen mündlichen und 
schriftlichen Bericht angemeldet. Zu dem Portal solle zudem eine Live-Demo stattfinden.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) leitet ein: 

Heute ist es so weit. Zum Zeitpunkt der letzten Ausschusssitzung befand sich der 
Mitarbeiter Herr Fengels in der Aufstiegsqualifizierungsprüfung. Das hat er ge-
schafft. Insofern haben wir gesagt, er soll das hier selber vorstellen. Mit dabei ist 
Kris Westphal. Die beiden treiben das Nordrhein-Westfalen-Portal „Nordrhein-West-
falen fördert“ voran. Deswegen war meine Bitte, dass die beiden das hier auch vor-
stellen dürfen. Sie haben dem entsprochen. Wenn Sie gestatten, Frau Vorsitzende, 
würden die beiden Mitarbeiter einsteigen.  

RR Marc-Ferdinand Fengels (MHKBD) trägt vor: 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Zu 
meiner Linken sitzt mein geschätzter Kollege Kris Westphal. Der wird Sie zwischen-
durch optisch führen. Ich werde Ihnen währenddessen ein paar Elemente dazu er-
klären. Ich beginne aber mit einer ganz kurzen Zusammenfassung des vorgelegten 
Berichts.  

Wir freuen uns wirklich sehr, dass wir den eigenständig hier vorstellen dürfen, und 
möchten Ihnen heute einen Einblick in die Zukunft des Förderwesens in Nordrhein-
Westfalen geben.  

Der Ursprung und die Idee für „Nordrhein-Westfalen fördert“ entwickelte sich aus 
dem Pilotprojekt zur Schaffung von nutzer- und nutzerinnenfreundlicheren Antrags-
formularen im Jahr 2023 und 2024. Die haben wir im Bereich der Heimatförderung 
umgesetzt, pilotiert und der Landesregierung vorgestellt. Alle waren hellauf begeis-
tert, was wir da auf die Beine gestellt haben. Deswegen durften wir diese Arbeit 
fortführen. So ist „Nordrhein-Westfalen fördert“ entstanden.  

Ziel war es von Anfang an, die Nutzererfahrung, also die User Experience, deutlich 
zu verbessern. Dabei haben wir bewusst auf die Beteiligung der Ressorts gesetzt. 
In Workshops haben wir mit verschiedenen Ressorts Meinungen, Anforderungen 
und Erfahrungen aus dem Fördergeschäft der verschiedenen Bereiche, die im Land 
bespielt werden, zusammengetragen und ein echtes Konsensprodukt hier geschaffen. 
Die unterschiedlichen Perspektiven, die wir jetzt für die Fortentwicklung des Verfah-
rens von den Kolleginnen und Kollegen der Landesregierung erhalten, werden 
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zusammengeführt und weiterhin für ein gemeinsames, tragfähiges Entwicklungs-
produkt weiter fortgeführt.  

Die zentrale Erkenntnis aus diesen Workshops mit den Ressorts war vor allen Din-
gen, dass die Antragstellung von Förderanträgen immer mit einer gewissen Unsi-
cherheit aufseiten der Antragstellenden verbunden ist. Gleichzeitig wurde aber auch 
deutlich, dass alles, was nicht unmittelbar mit der eigentlichen Fördermaßnahme zu 
tun hat, also Orientierung, Erklärung und Unterstützung, Hemmschwellen abbaut. 
Genau hier wollen wir mit „Nordrhein-Westfalen fördert“ ansetzen.  

(Es erfolgt eine Live-Demo des Zentralen Online-Portals.) 

Sebastian Watermeier (SPD) bedankt sich für die Präsentation. Er finde die Maske 
sehr eingänglich und benutzerfreundlich, habe sich allerdings gefragt, wie es um Fragen 
der Barrierefreiheit des Portals stehe, zum Beispiel für seheingeschränkte Personen. 

Angela Freimuth (FDP) bedankt sich ebenfalls für die Präsentation und den Versuch, 
den Förderdschungel, dem sich der eine oder andere Antragsteller immer mehr oder 
weniger ohnmächtig gegenübersehe, zu lichten. Insofern wünsche sie viel Erfolg bei 
den weiteren Schritten. Es werde sich insgesamt sicherlich lohnen.  

Sie habe das einmal ausprobiert und direkt die Meldung „Dieses Portal befindet sich 
derzeit im Aufbau. Weitere Anträge und Fördermöglichkeiten werden laufend ergänzt“ 
erhalten. Insofern interessiere sie die zeitliche Perspektive. 

Des Weiteren wolle sie wissen, ob zum Beispiel eine Art Chat-Element oder interaktive 
Elemente angedacht seien, wenn man nicht genau wisse, nach welchen Stichpunkten 
man suche, sodass dann danach gefragt werde, was man beabsichtige.  

Auch sie, Vanessa Odermatt (CDU), bedankt sich für die Präsentation. Vor dem Hin-
tergrund, dass immer gesagt werde, dass es in Sachen Digitalisierung in Deutschland 
nur schleppend vorangehe, sei es auch mal gut, dass Projekte gut funktionierten und 
jetzt gut umgesetzt würden, besonders, wenn sie von Nordrhein-Westfalen ausgingen.  

Besonders zu begrüßen sei, dass es sich um ein ressortübergreifendes Portal handele. 
Es sei eine große Erleichterung, wenn man auf einem Portal sämtliche Anträge stellen 
könne. Insofern bedanke sie sich bei allen Ressorts, die daran mitgewirkt hätten.  

Es werde sicherlich in den nächsten Monaten weitere Entwicklungen geben, wenn die 
restlichen Förderprogramme dort hochgeladen würden. Man höre schon, dass bun-
desweit daran Interesse bestehe, was hier in Nordrhein-Westfalen gemacht worden 
sei. Das sei ein sehr gutes Zeichen, wenn NRW da als Vorreiter vorangehen könne.  

Dr. Hartmut Beucker (AfD) möchte vor dem Hintergrund, dass man sich im Aufbau 
befinde, wissen, wo man derzeit stehe, also Nutzerzahlen, Antragszahlen.  

Darüber hinaus interessiere ihn die Kosten für Aufbau und Betrieb und wie viel im 
Haushalt dafür veranschlagt sei. 
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Ferner frage er, ob es Meilensteine für den weiteren Aufbau gebe. 

Julia Eisentraut (GRÜNE) bedankt sich für die spannende Vorstellung. Es sei ein 
Wunsch vieler Bürgerinnen und Bürger und Vereine, einen zentralen, einfachen An-
laufpunkt zu haben. Das Portal sei ein richtig guter Schritt in diese Richtung.  

Viele kleine Vereine seien oft von Menschen gemacht, die schon älter seien und nicht 
sonderlich viel Erfahrung mit digitalen Tools hätten. Sie interessiere, ob es Ideen gebe, 
die dort heranzuführen, sodass wirklich alle darauf zugreifen könnten. 

Es sei mitgeteilt worden, dass bereits andere Länder Interesse geäußert hätten. Sie 
frage, ob die anderen Bundesländer bereit seien, die NRW-Lösung zu übernehmen 
und damit eine gewisse Standardisierung mitzumachen. 

Des Weiteren erkundige sie sich nach dem geschätzten Aufwand, die 16 Backend-
Instanzen zu reduzieren. Sie wisse, wie aufwendig die IT-Konsolidierung im Hinter-
grund sein könne.  

RR Marc-Ferdinand Fengels (MHKBD) gibt zur Antwort, man habe für die Initialver-
sion einen Barrierefreiheitstest gemacht. Nach dem Live-Gang werde man noch mal 
einen Barrierefreiheitstest durchführen. Man befinde sich zum Beispiel bezüglich des 
Screenreaders für seheingeschränkte Personen in einem regen Austausch, ob man 
das mit implementieren könne. Im Moment fehle auch noch die Erläuterung in Gebär-
densprache, dass man die im Bereich der Hilfeeinstellung auch abrufen könne. Darum 
kümmere man sich noch.  

Zu dem Hinweis „Das Portal befindet sich im Ausbau“ sei zu bedenken, dass man 
gerade erst gestartet sei und noch nicht alles vollständig vorliege. Insofern habe man 
diesen Disclaimer eingebaut. Darüber hinaus seien bei Förderverfahren im Jahresver-
lauf nicht zu jeder Zeit alle Anträge verfügbar. Manche Antragsverfahren starteten im 
ersten Quartal, manche erst im dritten oder vierten für das Folgejahr. Wenn man den 
Disclaimer guten Gewissens abschalten könne, werde man das tun.  

Chatbot und interaktive Elemente, da werde man im Austausch mit den Ressorts 
schauen, was am meisten Sinn mache.  

Die Informationen zu Nutzerzahlen und Kosten würden nachgereicht.  

Die nächsten Meilensteine, was die Bearbeitungsebene der Bewilligungsbehörden an-
gehe, würden die generische Umsetzung der Mittelabrufe, der Verwendungsnach-
weise usw. sein.  

Zu der Thematik der lebensälteren Personen, die Anträge stellten, weise er darauf hin, 
dass er seit 2018 die Heimatförderung betreue, erst auf der Ebene der Bezirksregie-
rung, jetzt im Ministerium für Heimat. Mit ein wenig Anleitung seien auch lebensältere 
Personen durchaus in der Lage, die Anträge auszufüllen. Da habe man wirklich sehr 
positive Erfahrungen gemacht. Manchmal sei es wirklich nur ein einfacher Anruf oder 
eine kurze Videokonferenz. Da sei man auch im regen Austausch, wie man das Ganze 
noch vereinfachen könne.  
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Im Moment gebe es 16 Instanzen. Zu Beginn habe im Grunde genommen jeder För-
derbereich ein eigenes Produkt haben wollen. Man habe den großen Schritt von der 
Individualentwicklung einzelner Anträge hin zu einem generischen Baukasten, mit dem 
man von jetzt auf gleich Antragsverfahren entwickeln könne, jetzt gerade erst ge-
schafft. Jetzt müsse man natürlich schauen, dass man diese Altanträge durch den ge-
nerischen Baukasten ersetzen könne. Erst in dem Zuge, wo er hoffe, dass er eher 
früher als später komme, werde man die Instanzen abbauen können, sodass man im 
besten Falle wirklich auf einer einzigen Instanz arbeiten könne, wo alle Förderbereiche 
des Landes Nordrhein-Westfalen abgebildet werden könnten, das Ganze natürlich mit 
entsprechender Mandantenfähigkeit, dass auch die Ressorts entsprechend voneinan-
der abgetrennt seien, man aber die übergreifende Auswertungsmöglichkeit habe.  

Laut Bericht befinde sich die EPOS-Zahlschnittstelle in der Pilotierung. Da sei man 
gerade dabei, eine Vereinfachung des Zeichnungsweges zu verhandeln. Die Anbin-
dung an nscale werde natürlich auch erfolgen.  

Alles, was in die Anträge eingegeben werde, sei so administriert, dass es automatisch 
in die Bearbeitung übernommen und auch dort angesteuert werden könne. Das sei 
früher auch nicht der Fall gewesen.  

Angela Freimuth (FDP) möchte wissen, wann man damit an den Start gegangen sei.  

Es sei der Hoffnung Ausdruck gegeben worden, dass das jetzt zügig von allen einge-
pflegt werde. Sie frage nach der Zeitlinie, wann man davon ausgehe, dass die anderen 
Bereiche ihre Förderprogramme eingepflegt hätten. 

RR Marc-Ferdinand Fengels (MHKBD) verweist auf den Bericht, wonach man bis 
zum Ende der Legislaturperiode den Großteil digital haben wolle. Im Moment werde 
noch auf alternative Antragswege verwiesen. Die Workshops, wie man sein Verfahren 
auf einen digitalen Antrag umstelle, liefen an. Aber wie im Bericht auch dargelegt, seien 
natürlich auch Änderungen an den Förderrichtlinien erforderlich, dass man das einfach 
auch umstellen könne, sodass er zumindest bis Ende des Jahres da einen deutlichen 
Fortschritt erwarte.  

Bis zum Ende der Legislaturperiode sei es noch ein Jahr, so Angela Freimuth (FDP). 
Wenn man als Parlament unterstützen könne, das Ganze zu beschleunigen, bitte sie, 
das wissen zu lassen.    
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7 BUNDID: Sachstand, Umsetzung und bestehende Herausforderungen (Be-

richt auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5017 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) führt aus: 

Dieser Bericht ist entstanden in Zusammenarbeit mit dem Digitalbeirat Nordrhein-
Westfalen, weil da ganz einfach viele praktische Erkenntnisse vorliegen. Wir unter-
halten uns hier sehr häufig über Medienbrüche in den verschiedensten Verfahren. 
Da die BUNDID eine zentrale Rolle spielt, wollten wir Ihnen einfach einmal transpa-
rent darlegen, was eigentlich heute in der BUNDID funktioniert und wo es einfach 
Herausforderungen gibt. Wir haben bis heute halt keinen bidirektionalen Kanal. Das 
ist herausfordernd. Deswegen ist das einfach für Sie mal ein Sachstandsbericht, 
weil die eine oder der andere auch auf überregionaler Ebene unterwegs ist und das 
insofern helfen kann, einzusortieren, warum das eine oder andere einfach einen 
Medienbruch hat und das gar nicht so schnell abstellfähig ist, weil wir schlicht auch 
in anderen Verfahren hängen.  

Dr. Hartmut Beucker (AfD) stellt fest, dass der Bericht ungewöhnlich selbstkritisch 
sei. Das finde er klasse.  

Er habe eine Frage, weil das ihn auch selber betroffen habe, die Rücksetzung der PIN. 
Das sei ja ein bisschen erschwert. Er sei sehr dankbar gewesen, nachdem er den 
unmittelbaren Nutzen nicht sofort gesehen habe, dass er auf die PIN dann noch mal 
habe zugreifen können. Er frage, ob es Bemühungen der Landesregierung gebe, sich 
dafür einzusetzen, dass es wieder einfacher gehe. 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) lässt wissen, die Bundesländer seien im 
Frühjahr 2024 überrascht worden, als die frühere Bundesregierung angekündigt habe, 
den PIN-Rücksetzdienst einzustellen. Da sei noch Volker Wissing Bundesdigitalminis-
ter gewesen. Es gebe bis heute keine vernünftige Lösung. Deshalb sei hier auch dar-
gestellt worden, dass das immer noch ziemlich unfreundlich sei. Man habe aber auch 
die Begründung des damaligen BMI wiedergegeben, nämlich dass man festgestellt 
habe, dass trotz PIN-Rücksetzdienst die Leute das nicht aktiviert hätten. Als sie im 
App Store die AusweisApp2 habe herunterladen müssen, habe sie sich gefragt, ob 
das ernsthaft eine zertifizierte App der Bundesrepublik Deutschland sei, denn sie wäre 
nicht auf die Idee gekommen, dort die BUNDID zu aktivieren.  

Insofern harre man einer vernünftigen Lösung. Deswegen habe man hier auch mit den 
Rückmeldungen aus dem Digitalbeirat mal versucht, aufzuzeigen, wie Lösungen aus-
sehen könnten, um die Verbreitung der BUNDID zu fördern. Dieser Bericht sei übri-
gens auch Grundlage für eine Antragstellung Nordrhein-Westfalens zu einer Digitalmi-
nisterkonferenz zum Thema „BUNDID“. Es sei immer ein bisschen herausfordernd, 
wenn die Landesregierung oder die Kommunen für Medienbrüche adressiert würden, 
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die sie aber nicht zu vertreten hätten. Deswegen habe man gesagt, man müsse diesen 
Bericht mal sehr umfassend haben, um ihn eben auch über die Digitalministerkonfe-
renz an die Bundesregierung selber zu adressieren, damit man da weiterkomme.   
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8 BIM-basierter Bauantrag: Sachstand zur Projektumsetzung (Bericht auf 

Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5016 

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) leitet ein: 

Das ist heute ein Meilenstein. Wir reden ganz häufig über Maschinenlesbarkeit von 
Gesetzen und über Automatisierung von Prüfungsverfahren. Wir haben im Land 
Nordrhein-Westfalen sehr früh begonnen, in dem Fall mit der Ruhr-Universität Bo-
chum. Zu meiner Rechten sitzt Herr Professor Markus König, der Chair of Compu-
ting in Engineering, mit dem wir gemeinsam diese Machbarkeitsstudie über BIM-
gestützte Baugenehmigungsverfahren mit einer Förderung aus dem Landesförder-
programm Innovation in der Bauwirtschaft über rund 400.000 Euro haben auf den 
Weg bringen können.  

Es hört sich zugegebenermaßen immer leicht an. Ein Gesetz muss smart sein, es muss 
maschinenlesbar sein usw. usf., aber irgendwann merkt man, dass es doch eine 
gewisse Komplexität mit sich bringt und dass Voraussetzungen geschaffen werden 
müssen, damit Dinge überhaupt maschiniert oder automatisiert ablaufen können. 
Das Projekt endet offiziell morgen. Deshalb haben wir gesagt, wir stellen Ihnen den 
Sachstand mal vor, was hier erarbeitet wurde, um eben maschiniert, automatisiert 
in der Zukunft Prüfverfahren im Baugenehmigungsverfahren abwickeln zu können.  

Prof. Dr.-Ing. Markus König (Ruhr-Universität Bochum) trägt vor: 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Ministerin! Liebe Damen und Herren! Es geht 
um BIM-gestützte Baugenehmigungsverfahren. Ich glaube, ich muss Ihnen gar 
nicht so viel Motivation geben.  

Gott sei Dank sind die Zahlen ein bisschen positiver geworden, dass mehr Bauge-
nehmigungen erfolgt sind im letzten Jahr. Nichtsdestotrotz haben wir natürlich wei-
terhin einen riesigen Bedarf an Wohnraum und natürlich auch an Genehmigungen. 
Wir haben aus den ganzen Gesprächen immer wieder gehört: Wir würden ja gerne 
schneller. – Es ist natürlich nicht so einfach. Man muss natürlich alles detailliert prü-
fen. Das große Problem ist, dass viele Anträge auch teilweise nicht vollständig und 
fehlerhaft sind. Das heißt, wir wollen insgesamt schneller werden.  

Es gibt ganz viele Möglichkeiten. Digitalisierung ist eine Möglichkeit, vielleicht nicht 
die einzige. Wir haben natürlich jetzt schon einige Sachen vorangebracht, insbe-
sondere Sie im Ministerium, dass man natürlich erst mal umstellt auf einen digitalen 
Prozess. Das heißt, es sind erst mal Verfahren entwickelt worden, wo man jetzt 
sagt: Ich kann jetzt erst mal auch Digitales einreichen. Das ist extrem wichtig. Das 
braucht man auch erst mal. Das ist im Moment noch, und das ist natürlich auch 
immer eine schrittweise Einführung, ein PDF mit Formulardaten. Man kann schon 
einiges aus diesen Formulardaten prüfen. Aber es ist natürlich erst mal ein PDF. 
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Das heißt, wir reichen jetzt nicht unbedingt einen smarten Plan ein, sondern eher 
einen auf Papier eigentlich normal lesbaren Plan in PDF-Form. Das ist einfach der 
Stand der Dinge. Aber dass dieser Prozess immer funktioniert, dass diese Daten 
überhaupt bei den Personen ankommen, ist natürlich wichtig.  

Wir wollen natürlich jetzt schauen: Was fehlt denn als nächster Schritt? Das heißt, 
jetzt wäre es schön, diesen Plan automatisiert auslesen zu können. Wir könnten 
natürlich jetzt anfangen, ganz viel mit KI machen, dass der den Plan erkennt. Man 
könnte natürlich auch einen anderen Weg gehen, im Prinzip die Daten auch digital 
einzureichen, also auch digital auswertbar zu machen. Aktuell läuft es so, es kommt 
der PDF-Plan an, und man hat jetzt nur digitale Werkzeuge, also ein Lineal digital. 
Man misst digital, man prüft digital. Wir wollen diesen Schritt weitergehen.  

Da gibt es ein bisschen was. Da gibt es das Thema „BIM, Building Information Mo-
deling“. Wir stellen gerade im Bauwesen um, dass wir von dem 2D-Zeichenbasier-
ten auf ein 3D-Informationsmodell gehen, also nicht 3D, weil es schön aussieht, 
sondern weil wir ein Informationsmodell haben. Auch hier in NRW sind wir, glaube 
ich, auf kommunaler Ebene ganz gut unterwegs. 40, 50 % der Architekturbüros ar-
beiten schon so, und das steigt über die Jahre. Das heißt, in Zukunft werden wir 
immer häufiger in den Architekturbüros solche 3D-Modelle haben. Und wäre es 
nicht einfach schön, so ein Modell zu bekommen? Ich klicke einfach an eine be-
stimmte Information und kriege die Information direkt, anstatt dass ich sie aus einem 
Plan lese. Ich muss mir also überlegen: Was bedeutet die Schraffur? Ich habe ein 
Lineal usw. Das heißt, wir wollen im Prinzip das nutzen.  

Dafür gibt es leider Voraussetzungen. Das ist natürlich nicht so einfach, weil zum 
einen muss man erst mal schauen: Was kann ich aus einer Bauordnung digitalisie-
ren? Wo sind überhaupt Prüfschritte? Wo kann ich überhaupt im Prinzip Sachen 
automatisieren? Auch da müssen wir natürlich immer schauen: Sind auch Sachen 
eindeutig? Ich bin auch dafür, lieber zu vereinfachen. Wir müssen jetzt ja gar nicht 
alles digital machen, aber Vereinfachung ist natürlich auch ein schönes Hilfsmittel. 
Aber wir wollen im Prinzip natürlich so was ermöglichen. Wir haben also eine Bau-
ordnung, eine Landesbauordnung, und wir müssen jetzt überlegen: Wie müssen 
solche Modelle eigentlich eingereicht werden? Wie müssen die aussehen? Welche 
Informationen sind dort drin? Und wir brauchen Vorgaben. Im Moment haben wir 
Vorgaben, wie ein Plan auszusehen hat, was eine bestimmte Schraffur, eine Farbe 
bedeutet. Das ist etabliert über Jahrzehnte, fast Jahrhunderte kann man schon fast 
sagen. Jetzt müssen wir das in die digitale Welt bringen. Das ist bei uns immer eine 
Modellierungsvorgabe. Also, die Architekten, Architektinnen müssen einfach eine 
bestimmte Art und Weise haben, wie sie das Modell aufbauen.  

Auf der anderen Seite müssen wir Regeln haben, wie wir das Modell prüfen können. 
Dazu komme ich gleich. Also, wir brauchen eine Prüfregel. Wir machen erst das, 
dann rechnen wir das, und dann kommt das Nächste. Das wollen wir eigentlich er-
reichen.  

Da gibt es viele Vorarbeiten. Wir hatten das schon mal 2021 ausprobiert. Da haben 
wir komplett 3D-Modelle abgegeben und haben eine Baugenehmigung ermöglicht. 
Das hat funktioniert. Das war noch ein bisschen schwierig, weil die Tools nicht da 
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waren. Wir haben dann insbesondere mit der Stadt Bochum überlegt: Wie können 
wir vielleicht als Eigeninitiative schon mal so eine Aufbereitung der Landesbauord-
nung ermöglichen? Da gab es eine erste Modellierungsvorgabe, die dann im Prinzip 
auch evaluiert wurde. Wir waren dann eher für die Evaluierung zuständig. Da gab 
es was. Dann hatten wir Gott sei Dank ein sehr gutes Gespräch und haben einfach 
gefragt: Warum können wir das nicht einfach mal ausprobieren?  

Dazu gab es dann eine Machbarkeitsstudie, die jetzt knapp zwei Jahre gelaufen ist. 
Man sieht, wir haben versucht, das ein bisschen breiter zu streuen. Es sind jetzt 
doch etwas größere Städte geworden. Wir haben auch einen Kreis dazu. Und wir 
haben eben uns ein paar Fragen gestellt: Ist das überhaupt machbar? Ist das ver-
ständlich? Wie groß ist der Aufwand? Was müssen wir alles berücksichtigen? Wir 
haben dazu nicht nur Kommunen gewinnen können, die auch freiwillig mitgemacht 
haben. Wir hatten eigentlich mehr Anfragen, als wir bewältigen konnten. Wir haben 
auch Architektinnen und Architekten gewinnen können und haben das im Prinzip 
auch mit Bauherren begleitet. Das heißt, wir haben also die ganze Kette sozusagen 
einmal gehabt und haben einfach ganz viel ausprobiert in diesem Projekt. Das stel-
len wir dann morgen noch mal im Detail vor.  

Das sind mal so ein paar Beispiele. Es ist das Haus des Wissens in Bochum, ein 
sehr prestigeträchtiger Bau. Wir haben aber auch eine Schule, wir haben Büro- und 
Wohneinheiten oder jetzt auch in Köln ein relativ großes Neubaugebäude. Wir ha-
ben auch noch die Kunsthalle in Düsseldorf. Also, wir haben auch sehr schwierige 
Bauvorhaben da berücksichtigt. 

Ich möchte Ihnen einfach mal zeigen, dass das alles immer gar nicht so einfach ist. 
Es gibt einen einfachen Satz in der Landesbauordnung. Im Prinzip geht es um die 
harte Bedachung und den Brandschutz. Dann ist das erst mal so ein Satz.  

Dann gehen wir dort in die unteren Bauaufsichten und fragen: Wie macht ihr denn 
das? Wie prüft ihr das? Dann kommt so ein bisschen was Digitales raus. Sie müs-
sen das gar nicht alles lesen. Wir malen so einen Prozess auf. Wir stellen die Fra-
gen. Da wird auch so ein Prozessablauf definiert. Das haben wir für ganz viele von 
diesen Prüfregeln gemacht mit unterschiedlichen Bauaufsichten. Dann haben wir 
herausgefunden: Ich brauche das und das und das und dann können wir prüfen.  

Und dann braucht man natürlich ein Tool dazu. Das heißt, irgendwo wird so ein 
Modell, das ist jetzt die harte Bedachung, im Prinzip eingeladen. Und es wird dann 
eben geprüft: „Sind alle Informationen vorhanden?“, damit ich erst mal prüfen kann. 
Das ist so die Vollständigkeit. Und dann wird geprüft: Ist das auch fachlich korrekt? 
Und dann gibt es eben so eine Rückmeldung. Das haben wir auch mit vielen jetzt 
diskutiert, wie da die Begründungen sind, wie die Farben aussehen. Wir sind da 
schon ganz weit gekommen. Und wir haben die prüfbaren Regeln zu 60, 70 % auch 
schon abgedeckt. Wir müssen das immer wieder anpassen. Wenn die neue Lan-
desbauordnung kommt, dann müssen wir das aktualisieren. Aber wir haben einen 
initialen Aufwand betrieben.  

Die Ergebnisse waren jetzt erst mal sehr positiv. Wir haben morgen eine Veranstal-
tung mit knapp 90 Teilnehmern aus dem ganzen Bundesgebiet. Wir hatten sogar 
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Anmeldungen aus Madrid, die sich ein bisschen vertan haben, die unbedingt mit-
machen wollten, weil es dort auch solche Initiativen gibt. Wir haben das in neun 
Projekten ausprobiert. Es hat zum großen Teil wirklich sehr gut geklappt. Aber wir 
haben natürlich auch gemerkt: Es ist nicht immer so einfach, das nachzuvollziehen. 
Was brauchen wir wirklich? Wo hört die Automatisierung auf? Wo muss der Mensch 
… Also, der Mensch genehmigt immer noch. Es ist immer nur ein Assistent. Und wir 
brauchen klare Standards, dass wir alle gleichmäßig diese Modelle aufbauen und 
auch möglichst diese Prüfregeln gleichmäßig verstehen in gleicher Art und Weise. 
Das ist natürlich eine gewisse Herausforderung, der wir uns gestellt haben. Aber im 
Kontext dieser ganzen Diskussionen über diese zwei Jahre … Es hat unglaublich 
viel Spaß gemacht.  

Und wir haben natürlich gesagt, wir brauchen auch Handlungsempfehlungen, die 
wir auch ans Ministerium gegeben haben. Vielleicht ist es noch nicht 100 % voll-
ständig, aber wir haben einen guten Stand. Es wäre schön, wenn wir das veröffent-
lichen können, in die Breite gehen, dass wir vielleicht auch schauen: Wie kriegen 
wir das mit dem Bauportal, wenn wir in Zukunft das mal vielleicht vorsehen, dass 
wir sagen, wir wollen jetzt nicht PDFs, sondern vielleicht Modelle hochladen? Es 
wäre schön, wenigstens eine Vorprüfung zu ermöglichen, vielleicht auch diese 
Fachprüfung in den Kommunen verteilen, einen Ansatz wählen, wo die Leute sich 
unterstützen, denn die müssen ja prüfen und das verstehen. Und wir müssen natür-
lich weiterhin die Leute auch in der Digitalisierung voranbringen. Man geht jetzt na-
türlich mit einem Computer um, man hat keinen Plan mehr auf dem Tisch. Man 
muss mit dem 3D-Modell agieren. Wir hatten jetzt gerade das Thema „Barrierefrei-
heit“. Das ist ein Riesenthema bei so was. Vielleicht können wir so was langfristig 
hier auch in NRW verstetigen.  

Ich muss dazu sagen: Wir sind in NRW führend. Also, dieser Umfang dieser Evalu-
ierung hat noch nicht in Deutschland stattgefunden, und ich kenne es auch weltweit 
nicht in dem Umfang, was wir hier gemacht haben. Es sind alle jetzt wirklich hellhö-
rig. Ich kenne ganz viele Initiativen in anderen Bundesländern. Auch in den Nieder-
landen ist ein großes Evaluierungsprogramm jetzt gestartet worden. Da bewerben 
sich gerade Kommunen auf solche Sachen. Jetzt haben wir natürlich eine Chance, 
das weiter federführend voranzubringen.  

Jochen Ritter (CDU) führt aus, die Ministerin habe von einem Meilenstein gespro-
chen. Auch für ihn sei das das Highlight der heutigen Sitzung. Er finde es beeindru-
ckend. Man spüre, Herr Professor König brenne für dieses Thema und habe das weit 
vorangebracht. Es sei wunderbar, dass das MHKBD das aufgenommen und mit vo-
rangetrieben habe.  

Herr Professor König habe ausgeführt, man wolle es verstetigen. Wie er Herrn Profes-
sor König kennengelernt habe, heiße Projektende für ihn mit Sicherheit nicht, dass 
man nun dieses Thema abschließe und sich einem anderen zuwende. Auch das 
MHKBD werde sicher weiter daran arbeiten.  

Man sei vorne in Nordrhein-Westfalen. Er stelle fest, dass Herr Professor König und 
das Ministerium dies toll vorantrieben.  
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Dr. Hartmut Beucker (AfD) teilt mit, er sei gestern im Rechnungsprüfungsausschuss 
der Stadt Wuppertal gewesen. Da sei geprüft worden, wie die Baugenehmigung in 
Wuppertal funktioniere. Der Beigeordnete habe derartig mit den Hufen gescharrt, dass 
dieses Projekt erfolgreich werde, dass es schon fast beängstigend gewesen sei. Er 
bitte, das als Ansporn zu nehmen, da weiterzumachen.  

Die Träger der Baubehörden seien unterschiedlich groß. Er frage, wie es mit den Vo-
raussetzungen aussehe, die da geschaffen werden müssten. Wenn es so sei, dass die 
größeren Träger es leichter hätten, interessiere ihn, ob es Bemühungen gebe, den 
kleineren Trägern die Einrichtung zu erleichtern.  

Abschließend wolle er wissen, ob in dem Prozess auch eine Plausibilitätsprüfung für 
Eingaben eingebaut worden sei.  

Astrid Vogelheim (GRÜNE) schließt sich Herrn Ritter an. Auch bei ihr sei der Funke 
übergesprungen. Man merke, mit wie viel Elan und Begeisterung dieses Projekt vo-
rangetrieben werde. Sie finde das eine sehr tolle Geschichte und spannende Aufgabe.  

Die Stadtbaurätin ihrer Stadt habe ihr vor einigen Wochen einige Herausforderungen 
berichtet. Sie glaube, dass man die tatsächlich mit so einem BIM-System ganz gut 
bewältigen könne.  

Sie bitte darum, den Abgeordneten die Präsentation zur Verfügung zu stellen. – Prof. 
Dr.-Ing. Markus König (Ruhr-Universität Bochum) sagt dies zu.  

Eine große Chance, so Astrid Vogelheim (GRÜNE) weiter, hierbei bestehe im Be-
reich der Kreislaufwirtschaft. Das Stichwort sei da der Gebäuderessourcenpass. Sie 
frage, ob man auch da dran sei und wie da die weiteren Planungen aussähen. 

Fabian Schrumpf (CDU) schließt sich dem vielfältigen Dank für die Präsentation und 
das Projekt an. Als Abgeordneter aus Essen frage er, was man aus kommunaler Per-
spektive zusätzlich tun könne, um mitzuhelfen, es zu beschleunigen. 

Prof. Dr.-Ing. Markus König (Ruhr-Universität Bochum) antwortet, man habe es 
extra so gemacht, dass jeder Berechnungsschritt nachvollziehbar sei. Es sei keine KI, 
sondern jeder Schritt sei nachvollziehbar. Man könne da anklicken und sehe ein Zwi-
schenergebnis. Das zur Plausibilität.  

Frau Ministerin werde gleich sicherlich etwas zur Größe der Kommunen und Förde-
rungen usw. sagen.  

Er habe festgestellt, man müsse Leute motivieren, mitzumachen. Das bedeute, man 
müsse selber die Begeisterung haben, man müsse den Leuten in den Bauaufsichten 
die Freiheit geben, sich dem Thema zu widmen. Es sei manchmal gar nicht so ein 
Riesenanreizsystem, man brauche mehr Geld oder mehr Sachen, sondern man müsse 
einfach dorthin gehen und mit den Leuten reden. Das sei immer das Hilfreichste ge-
wesen. Man müsse sich eben die Zeit nehmen, die Probleme aufzunehmen. Dann 
seien die Leute bereit, über ihr Soll hinaus zu arbeiten.  
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Er sei kein Experte im Bereich Ressourcenpass. Es gebe eine Expertin aus Wuppertal, 
Professorin Meins-Becker, die im Bereich Ressourcenpässe im BIM federführend sei, 
auch in Deutschland. Insofern sei man in NRW mit BIM ganz gut aufgestellt. Da gebe 
es vielleicht auch noch ein paar Neuigkeiten, aber es sei berücksichtigt.  

Ministerin Ina Scharrenbach (MHKBD) teilt mit, ebenfalls heute anwesend sei Frau 
Margo Mlozek, die im Ministerium Verantwortliche für das BIM-Kompetenzcenter seit 
der letzten Legislaturperiode sei. Man treibe im Ministerium die Verbreitung von Buil-
ding Information Modeling über verschiedene Facetten, insbesondere mit Kommunen, 
voran. Vielleicht könne sie gleich auch noch etwas dazu sagen. 

Dieses Projekt dauere bis jetzt zwei Jahre. Das Nordrhein-Westfalen-Portal mit dem 
Stand jetzt habe drei Jahre gedauert. Man habe jetzt zunehmend angefangen, dem 
Ausschuss Bericht zu erstatten, weil Dinge fertig würden, an die man zugegebener-
maßen in verschiedenen Konstellationen ziemlich lange arbeite, weil die Dinge ihre 
Zeit brauchten.  

Man habe sich schon häufiger über die Frage ausgetauscht, was so ein Bauportal alles 
leisten könne. Im Zielbild seien sich sicherlich alle einig. Man habe eine KI-gestützte 
Vorprüfung, die werfe alles aus, was pflichtig ausgeworfen werden müsse, und der 
Mitarbeiter in der Bauaufsichtsbehörde bekomme das Ergebnis: Brandschutz F30, 
F60, F90 passe, Statik passe. Hier gebe es noch ein Ermessen, ob man das geneh-
migen könne oder nicht. – Das sei die Idealvorstellung. Auf dem Weg zu dieser Ideal-
vorstellung brauche es Zeit und Fähigkeit. Die habe man jetzt zumindest mit der Mo-
dellierungsrichtlinie auf den Weg gebracht.  

Jeder kenne das Eichwesen. Jedes Gerät, das öffentlich eingesetzt werde, habe ein 
Eichsiegel. Dann habe man überlegt, was man jetzt mache. Denn so eine Modellie-
rungsrichtlinie müsse ja eine Trusted Version sein, damit die, die sich mit Entwürfen 
von Architektur auseinandersetzten, sicher seien, dass das den geltenden Gesetzen 
entspreche. Das sei noch so ein Punkt, den man in Deutschland miteinander klären 
müsse.  

Man habe jetzt gesagt, diese Modellierungsrichtlinie mit Rechtsstand der Bauordnung 
zum 1. Januar 2024 wolle man seitens des Ministeriums auf dem Bauportal Nordrhein-
Westfalen zur Verfügung stellen, damit Architektinnen und Architekten das herunterla-
den könnten, ihre gängigen Architekturprogramme verwenden könnten, um es zu nut-
zen. Aber in dem Moment, wo man es als Staat veröffentliche, sei es eine Trusted 
Version. Es sei nicht irgendetwas, was privatwirtschaftlich verwendet werde, wo keiner 
wisse, was da geprüft werde, oder wo Prüfschritte, Plausibilitäten unklar seien. Das 
seien die nächsten Schritte, die jetzt kämen. Derzeit gebe es keine smarte Musterbau-
ordnung. Es gebe eine analoge Musterbauordnung, aber keine smarte Musterbauord-
nung. Deswegen gehe das jetzt immer Schritt für Schritt weiter, um dafür Sorge zu 
tragen, dass das in die Tat umgesetzt werden könne.  

Idealerweise stelle man Dinge über das Bauportal zur Verfügung, sodass es dann ei-
gentlich erst mal unabhängig wäre von der Größe von Büros oder von der Größe von 
unteren Bauaufsichtsbehörden.  
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Frau Mlotzek könne jetzt noch etwas zu dem BIM-Kompetenzcenter sagen. 

Margo Mlotzek (MHKBD) legt dar, sie habe bereits vor einige Zeit im Ausschuss über 
den Stand beim Bauportal NRW berichtet. Man sei fleißig am Anbinden der Kommu-
nen. Inzwischen nutzten 87 Kommunen die Bauantragsstrecken und sechs Kommu-
nen die Kommunikationsplattform. Auch da binde man jetzt mit weiteren Fachverfah-
rensherstellern an. Deswegen werde demnächst ein größerer Schub an Kommunen 
erwartet, die die Kommunikationsplattform nutzten.  

Es sei gerade viel über das Thema „BIM“ gesprochen worden. Über die Kommunika-
tionsplattform pilotiere man gerade den Versand einer sogenannten IFC-Datei in ein 
Fachverfahren, sodass man hoffe, dass die Kommunen die Möglichkeit bekämen über 
eine Nachricht, die über die Kommunikationsplattform versendet werde, dieses BIM-
Modell in Form einer IFC-Datei über ein Fachverfahren zu erhalten und es sich aktuell, 
wie auch immer geartet, anschauen zu können. Es gebe verschiedene Checker, die 
kostenlos und von Kommunen zu nutzen seien, sodass die Kommunen zumindest die 
Möglichkeit bekommen sollten, sich die Modelle anzuschauen. Das helfe den Kommu-
nen sehr, insbesondere bei komplexen Bauvorhaben. Sie sei selbst Architektin. Wenn 
sie sich mit komplexen Bauvorhaben auseinandersetze und überlege, dass man bei-
spielsweise einen Schnitt durch ein Treppenhaus oder durch technische abgehängte 
Decken, durch Leitungen, die durch das Gebäude führten, ziehe, dann gerate man an 
einem Punkt, wo es einfach nicht weitergehe und das Vorstellungsvermögen einge-
schränkt sei. Man könne sich vorstellen, wie schwer es den Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeitern falle, ein Projekt, das man nur aus 2D-Plänen kenne, zu bewerten.  

Insofern hoffe man, dass man diese Möglichkeit jetzt bald erreiche, dass man zumin-
dest den Kommunen, die sich mit BIM beschäftigten und solche Checker auch in der 
Nutzung hätten, denn das täten welche aus Eigeninteresse, diese Möglichkeit zur Ver-
fügung stelle.  

Es sei gerade sehr viel über die Modellierungsrichtlinie gesprochen worden, darüber, 
dass man Standards benötige. Bereits jetzt wäre es für Architekten hilfreich, mit dieser 
Modellierungsrichtlinie zu arbeiten, wenn man sie veröffentlichen würde, weil auch die 
Architekten hätten in ihren Programmen solche Möglichkeiten, die Modelle zu che-
cken. Sehr hilfreich wäre, wenn das während des Prozesses entstehen könne, sodass 
der Architekt nicht erst zum Ende, wenn das Projekt fertig sei, einen solchen Check 
durchlaufe und erst dann quasi seine grünen Häkchen bekomme, inwieweit das Modell 
analog dieser Modellierungsrichtlinie aufgebaut worden sei, sondern schon während 
der Planung immer wieder checken könne, ob die erforderlichen Eintragungen im Mo-
dell gemacht worden seien oder es den Vorgaben der Landesbauordnung entspreche.   

gez. Ellen Stock 
Vorsitzende 

21.05.2026/10.06.2026 
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